
Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Tagesordnungspunkt 4 

Unter Tagesordnungspunkt 4 schlagen der Vorstand und der Aufsichtsrat der Hauptversammlung 

vor, den Vorstand, zu ermächtigen, bis zum 31. Dezember 2015 bis zu 1.000.000 Bezugsrechte 

(„Aktienoptionen“) an Mitglieder des Vorstandes der Gesellschaft sowie an die Mitarbeiter der 

Gesellschaft oder Geschäftsführer oder Mitarbeiter von Konzerngesellschaften zu gewähren 

(„Aktienoptionsplan 2015“).  

Mit dem Beschlussvorschlag zu Tagesordnungspunkt 4 über die Ermächtigung des Vorstands zur 

Gewährung von Aktienoptionen an Vorstandsmitglieder und Arbeitnehmer verfolgt die 

Gesellschaft die Absicht, die Motivation von Vorstandsmitgliedern und Arbeitnehmern der 

Gesellschaft weiterhin in einer der Finanz- und Wirtschaftsstruktur der Gesellschaft 

entsprechenden Weise zu fördern und zu sichern. Zudem sollen in diese Strategie auch die 

Geschäftsführung und ausgewählte Mitarbeiter von verbundenen Unternehmen eingebundenen 

werden. Die Bezugsberechtigten des Aktienoptionsplans 2015 können von Steigerungen des 

Unternehmenswertes mittelbar durch den Anstieg des Kurses der Aktie der Gesellschaft 

profitieren. Dadurch wird für sie ein besonderer Anreiz geschaffen, sich mit dem Unternehmen zu 

identifizieren und zum Wachstum der Gesellschaft und damit zur Steigerung des 

Unternehmenswertes beizutragen. Auf diese Weise werden zugleich die Interessen der 

beteiligten Führungskräfte und Arbeitnehmer der Gesellschaft mit dem Interesse ihrer Aktionäre 

in Übereinstimmung gebracht.  

Aktienoptionspläne sind ein bewährtes Instrument zur zeitgemäßen und wettbewerbsfähigen 

Vergütung von Führungspersonal und Arbeitnehmern. Sie erhöhen damit die Attraktivität der 

Gesellschaft für qualifiziertes Personal und verbessern auf diese Weise deren Position im 

Wettbewerb auf dem Arbeitnehmermarkt.  

Die Ausgestaltung des Aktienoptionsplans 2015 entspricht den maßgeblichen gesetzlichen 

Voraussetzungen der §§ 192 und 193 AktG:  

Der Hauptversammlung wird unter Tagesordnungspunkt 4 vorgeschlagen, zur Bedienung der 

Aktienoptionen ein bedingtes Kapital in Höhe von bis zu EUR 1.000.000,00 zu schaffen 

(Bedingtes Kapital II/2015). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Sicherung von 

Bezugsrechten aus Aktienoptionen, die aufgrund der Ermächtigung der außerordentlichen 

Hauptversammlung vom 6. März 2015 im Rahmen eines neuen Aktienoptionsplans 

(„Aktienoptionsplan 2015“) in den Erwerbszeiträumen ausgegeben werden. Die bedingte 

Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie Aktienoptionen ausgegeben werden und die 

Inhaber dieser Aktienoptionen von ihrem Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft Gebrauch 

machen und die Gesellschaft nicht in Erfüllung des Bezugsrechts eigene Aktien gewährt. Die 

Ausgabe der Aktien aus dem bedingten Kapital erfolgt zu dem gemäß Punkt 4 der Tagesordnung 

der außerordentlichen Hauptversammlung vom 6. März 2015 festgelegten Ausübungspreis. Die 

aus der Ausübung der Bezugsrechte hervorgehenden neuen Aktien der Gesellschaft nehmen 

vom Beginn des Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt der Ausübung des Bezugsrechts 

noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst 

worden ist, am Gewinn teil. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 



weiteren Einzelheiten der Optionsbedingungen sowie der Ausgabe und Ausgestaltung der 

Aktienoptionen festzulegen. Soweit die Mitglieder des Vorstands betroffen sind, werden die 

weiteren Einzelheiten der Optionsbedingungen sowie die Ausgabe und Ausgestaltung der 

Aktienoptionen durch den Aufsichtsrat festgelegt. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der 

Satzung jeweils entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem bedingten Kapital zu 

ändern. 

Zur Bedienung von Bezugsrechten der Mitgliedern des Vorstandes und ausgewählten 

Mitarbeitern sowie an die Geschäftsführung und ausgewählte Mitarbeiter von verbundenen 

Unternehmen steht der Gesellschaft ein bedingtes Kapital zur Verfügung, welches knapp 5% vom 

Grundkapital ausmacht und daher den nach § 192 Abs. 3 AktG zulässigen Umfang nicht 

überschreitet.  

(1) Kreis der Bezugsberechtigten 

Der genaue Kreis der Berechtigten und der Umfang der ihnen jeweils zum Bezug anzubietenden 

Aktienoptionen werden durch den Vorstand der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

festgelegt. Soweit Mitglieder des Vorstandes der Gesellschaft Aktienoptionen erhalten sollen, 

obliegt diese Festlegung und die Ausgabe der Aktienoptionen dem Aufsichtsrat. 

Es dürfen ausgeben werden  

– an Mitglieder des Vorstands, insgesamt bis 800.000 Aktienoptionen (80 %) 

– an ausgewählte Mitarbeiter der Gesellschaft oder Geschäftsführer oder Mitarbeiter von 

Konzerngesellschaften, insgesamt bis 200.000 Aktienoptionen (20 %) 

(2) Bezugsrecht 

Die Aktienoptionen gewähren dem Inhaber das Recht zum Bezug von auf den Inhaber lautenden 

stimmberechtigten Stückaktien der Gesellschaft. Dabei gewährt jede Aktienoption das Recht auf 

den Bezug von je einer Aktie der Gesellschaft gegen Zahlung des Ausübungspreises nach Ziff. 

(5). Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres am Gewinn teil, für das zum 

Zeitpunkt der Ausübung des Bezugsrechts noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die 

Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist. Die Optionsbedingungen können vorsehen, 

dass die Gesellschaft dem Bezugsberechtigten in Erfüllung des Bezugsrechtes wahlweise 

anstelle von neuen Aktien unter Inanspruchnahme des bedingten Kapitals auch eigene Aktien 

gewähren kann; soweit über die Gewährung eigener Aktien an Bezugsberechtigte entschieden 

werden soll, obliegt die Entscheidung hierüber dem Aufsichtsrat. 

(3) Erwerbszeiträume 

Die Ausgabe erfolgt bis zum 31. Dezember 2015. Die Ausgabe von Aktienoptionen ist 

ausgeschlossen jeweils in der Zeit zwischen dem Zehnten des letzten Monats eines jeden 

Quartals und dem Tag der nachfolgenden Bekanntgabe der jeweiligen vorläufigen 



Quartalsergebnisse (je einschließlich) sowie in der Zeit zwischen dem Zehnten des vorletzten 

Monats vor dem Tag der ordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft und dem Tag der 

Hauptversammlung (jeweils einschließlich). 

(4) Wartezeit, Ausübungszeiträume und Optionslaufzeit  

Die Bezugsrechte aus den Aktienoptionen können erstmals nach Ablauf der gesetzlichen 

Wartezeit von vier Jahren gemäß § 193 Abs. 2 Nr. 4 AktG ausgeübt werden. Sie beginnt nach 

Ausgabe der jeweiligen Aktienoptionen (Tag der Annahme der Zeichnungserklärung des 

Berechtigten durch die Gesellschaft oder das von ihr für die Abwicklung eingeschaltete 

Kreditinstitut). Die Ausübung der Bezugsrechte ist ausgeschlossen jeweils in der Zeit zwischen 

dem Zehnten des letzten Monats eines jeden Quartals und dem Tag der nachfolgenden 

Bekanntgabe der jeweiligen vorläufigen Quartalsergebnisse (je einschließlich) sowie in der Zeit 

zwischen dem Zehnten des vorletzten Monats vor dem Tag der ordentlichen Hauptversammlung 

der Gesellschaft und dem Tag der Hauptversammlung (jeweils einschließlich). Die Ausübung der 

Bezugsrechte ist innerhalb von neun Jahren, beginnend mit dem Tag der Ausgabe der 

Aktienoptionen, möglich.  

(5) Ausübungspreis  

Der jeweils festzusetzende Ausübungspreis für eine Aktie der Gesellschaft bei Ausübung der 

Aktienoptionsrechte entspricht mindestens 100% des Basispreises. Basispreis ist der Börsenkurs 

der Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Beschlussfassung des Vorstands, im Fall der 

Ausgabe von Aktienoptionsrechten an Mitglieder des Vorstands zum Zeitpunkt der 

Beschlussfassung durch den Aufsichtsrat, über die Ausgabe von Aktienoptionsrechten. 

Maßgeblicher Börsenkurs ist der Durchschnittswert der Schlusskurse der Aktien der Gesellschaft 

an der Frankfurter Wertpapierbörse im XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren 

Nachfolgesystem) an den letzten zehn Börsenhandelstagen vor der Beschlussfassung über die 

Ausgabe der Aktienoptionen. 

Die Optionsbedingungen können für den Fall, dass während der Laufzeit der Aktienoptionen 

unter Einräumung eines Bezugsrechts an die Aktionäre das Grundkapital der Gesellschaft durch 

Ausgabe neuer Aktien erhöht wird oder eigene Aktien abgegeben werden oder 

Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten auf Aktien der Gesellschaft 

begeben werden, eine Ermäßigung des Ausübungspreises in dem Verhältnis vorsehen, in dem 

der Ausgabepreis des den Aktionären zustehenden Bezugsrechts zum Ausübungspreis der 

Aktienoptionen vor Bezugsrechtsabschlag steht. Die Anpassung entfällt, wenn den Inhabern der 

Aktienoptionen ein Bezugsrecht eingeräumt wird, welches dem Bezugsrecht der Aktionäre 

entspricht. Die Optionsbedingungen können ferner eine Anpassung für den Fall von 

Kapitalmaßnahmen (Aktienzusammenlegung oder –split, Kapitalerhöhung aus 

Gesellschaftsmitteln, Kapitalherabsetzung) während der Laufzeit der Bezugsrechte vorsehen. 

Mindestausübungspreis ist jedoch in jedem Fall der geringste Ausgabebetrag im Sinn von § 9 

Absatz 1 AktG. 

(6) Erfolgsziele  



Voraussetzung für die Ausübung der Bezugsrechte ist, dass der Schlusskurs der Aktie im 

XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter 

Wertpapierbörse  an dem der Ausübung des Bezugsrechts vorangehenden Tag mindestens 10 % 

höher ist, als der nach Ziffer (5) zu bestimmende Basispreis.  

(7) Weitere Regelungen  

Die Optionsbedingungen können vorsehen, dass die Gesellschaft die ausgegebenen 

Aktienoptionen ganz oder teilweise kündigen kann, falls das Anstellungsverhältnis des 

Bezugsberechtigten mit der Gesellschaft oder mit einem mit der Gesellschaft verbundenen 

Unternehmen innerhalb von vier Jahren nach der Ausgabe der Aktienoptionen endet und die 

Beendigung nicht auf dem Eintritt in den Ruhestand oder auf Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit 

des Bezugsberechtigen beruht. Für den Todesfall, den Ruhestand sowie für Härtefälle können in 

den Optionsbedingungen Sonderregelungen vorgesehen werden. Dasselbe gilt für den Fall, dass 

die Gesellschaft Beteiligungen an Konzerngesellschaften an Dritte abgibt, ein Kontrollwechsel 

eintritt, die Ausgabe von Aktien unmöglich wird oder der Betriebsteil oder die Gesellschaft nicht 

mehr im Sinne von §§ 15 ff. AktG mit der Gesellschaft verbunden ist. Im Übrigen ist die 

Übertragbarkeit oder jede anderweitige wirtschaftliche Verwertung der Aktienoptionen, außer 

durch Ausübung auszuschließen. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Optionsbedingungen sowie der Ausgabe und 

Ausgestaltung der Aktienoptionen festzulegen. Soweit die Mitglieder des Vorstands betroffen 

sind, werden die weiteren Einzelheiten der Optionsbedingungen sowie der Ausgabe und 

Ausgestaltung der Aktienoptionen durch den Aufsichtsrat festgelegt.  

(8) Schaffung eines neuen bedingten Kapitals 

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu EUR 1.000.000,00 durch Ausgabe von bis zu 

1.000.000 auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital II/2015). Die 

bedingte Kapitalerhöhung dient der Sicherung von Bezugsrechten aus Aktienoptionen, die 

aufgrund der Ermächtigung der außerordentlichen Hauptversammlung vom 6. März 2015 im 

Rahmen eines Aktienoptionsplans („Aktienoptionsplan 2015“) in dem Erwerbszeitraum 

ausgegeben werden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie 

Aktienoptionen ausgegeben werden und die Inhaber dieser Aktienoptionen von ihrem 

Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft Gebrauch machen und die Gesellschaft nicht in 

Erfüllung des Bezugsrechts eigene Aktien gewährt. Die Ausgabe der Aktien aus dem bedingten 

Kapital erfolgt zu dem gemäß Tagesordnungspunkt 4 der außerordentlichen Hauptversammlung 

vom 6. März 2015 festgelegten Ausübungspreis. Die aus der Ausübung der Bezugsrechte 

hervorgehenden neuen Aktien der Gesellschaft nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, für 

das zum Zeitpunkt der Ausübung des Bezugsrechts noch kein Beschluss der Hauptversammlung 

über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teil. Der Vorstand wird 

ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Optionsbedingungen 

sowie der Ausgabe und Ausgestaltung der Aktienoptionen festzulegen. Soweit die Mitglieder des 

Vorstands betroffen sind, werden die weiteren Einzelheiten der Optionsbedingungen sowie die 

Ausgabe und Ausgestaltung der Aktienoptionen durch den Aufsichtsrat festgelegt. Der 



Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung der Gesellschaft jeweils entsprechend dem 

Umfang der Kapitalerhöhung aus dem bedingten Kapital zu ändern. 

 

Frankfurt, den 

 

 

_____________________________    _____________________________ 

Hon.-Prof. Andreas Steyer MRICS    Dipl.-Kfm. (FH) Markus Drews 

Vorstandsvorsitzender      Mitglied des Vorstands 


